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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Finanzstatistik 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 10. Juli 1959 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen und zu der Entschließung des Bundesrates vom 
10. Juli 1959 ist diesem Schreiben als Anlage 3 beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
AlleinventTieb : Dr. Hans Heger 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Finanzstatistik 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
sdilossen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird eine 
Statistik der öffentlichen Finanzwirtschaft (Finanz- 
statistik) als Bundesstatistik durchgeführt. 

§ 2 

Die Statistik erstreckt sich auf 

1. die Einnahmen und Ausgaben des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden und der Gemeindever- 
bände; 

2. das Steueraufkommen, die Finanzzuweisungen 
und Umlagen des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und der Gemeindeverbände; 

3. das Vermögen des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und der Gemeindeverbände; 

4. die Schulden des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und der Gemeindeverbände; 

5. das Personal des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und der Gemeindeverbände; 

6. die Finanzen der staatlichen und kommunalen 
Einrichtungen und wirtschaftlichen Unter- 
nehmen, die als Eigenbetriebe oder in recht- 
lich selbständiger Form betrieben werden. 

§ 3 

Die Statistiken über die Einnahmen und Ausgaiben 
(§ 2 Nr. 1) erfassen 

1. die rechnungsmäßigen Einnahmen und Aus- 
gaben des Bundes, der Länder, der Gemein- 
den und der Gemeindeverbände im Rahmen 
des finanzstatistischen Kennziffernplans, ge- 
gliedert nach Aufgabenbereichen (Verwal- 
tungszweigen) und gruppiert nach Einnahme- 
und Ausgabearten, jährlich; 

2. die Haushaltsansätze des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwoh- 
nern und der Gemeinde verbände im Rahmen 
von Haushaltsquerschnitten jährlich; 

3. die Einnahmen und Ausgaben des Bundes 
und der Länder nach Gruppen vierteljährlich; 

4. die Ausgaben der Gemeinden mit 10 000 und 
mehr Einwohnern und der Gemeindeverbände 
für Gehälter, Vergütungen, Löhne und für 
Investitionen vierteljährlich; 

5. die Gesamteinnahmen und -ausgaben sowie 
die Kassenlage des Bundes und der Länder 
monatlich. 


§ 4 

Die Statistiken über das Steueraufkommen, die 
Finanzzuweisungen und Umlagen -(§ 2 Nr. 2) er- 
fassen 

1. die Einnahmen des Bundes und der Länder 
aus Steuern und Zöllen nach Arten monatlich; 

2. die Einnahmen aus Steuern, Finanzzuweisungen 
. und diie Umlagen 

a) der Gemeinden mit 1000 und mehr Ein- 
wohnern und der Gemeindeverbände vier- 
teljährlich, 

b) der Gemeinden mit weniger als 1000 Ein- 
wohnern zweimal jährlich; 

3. das Aufkommen aus Realsteuern miit Angaben 
der Bemesisungsgrundlagen und der Hebesätze 
jährlich. 

§ 5 

(1) Die Statistiken über das Vermögen des Bun- 
des, der Länder, der Gemeinden und der Gemein- 
deverbände (§ 2 Nr. 3) erfassen 

1. den Stand des Vermögens nach Arten am 
Beginn jedes fünften Rechnungsjahres; 

2. die Vermögenszugänge und die Vermö- 
gensabgänge nach Arten jährlich. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates den Umfang der Vermögensstatistik und den 
Zeitpunkt ihres Beginns zu bestimmen sowie Vor- 
schriften zur einheitlichen Bewertung des stati- 
stisch erfaßten Vermögens zu erlassen. 

§ 6 

Die Statistiken über die Schulden (§ 2 Nr. 4) er- 
fassen 

1. den Stand der Schulden des Bundes, der Län- 
der, der Gemeinden und der Gemeindever- 
bände nach Arten und Bedingungen sowie die 
Bürgschaften am 31. März jedes Jahres; 

2. die Schulden des Bundes, der Länder, der Ge- 
meinden mit 10 000 und mehr Einwohnern 
und der Gemeindeverbände vierteljährlich. 

§ 7 

Die Statistiken über das Personal des Bundes, 
der Länder, der Gemeinden und der Gemeindever- 
bände (§ 2 Nr. 5) erfassen nach dem Stand am 
2. Oktober 

1. den Personalstand gegliedert nach Aufgaben- 
bereichen, Geschlecht, Dienstverhältnis, Lauf- 
bahngruppen und Vertriebenen- (Flüchtlings-) 
eigenschaft in jedem dritten Jahr; 
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2. den Personalstand gegliedert nach dem Dienst- 
verhältnis jeweils zwischen den in Nummer 1 
genannten Erhebungen. 

§ 8 

(1) Die Statistik über die Finanzen der staat- 
lichen und kommunalen Einrichtungen und wirt- 
schaftlichen Unternehmen, die als Eigenbetriebe 
oder in rechtlich selbständiger Form betrieben wer- 
den (§ 2 Nr. 6), erfaßt Bilanzen sowie Gewinn- und 
Verlustrechnungen jährlich. 

(2) Als staatliche und kommunale Unternehmen in 
rechtlich selbständiger Form gelten Unternehmen, an 
denen der Bund, die Länder, die Gemeinden oder die 


Gemeinde verbände unmittelbar oder mittelbar mit 
mehr als 50 vom Hundert des Nennkapitals oder des 
Stimmrechts beteiliigt sind. 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsver Ord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Aufgabe und Umfang der Finanzstatistik 

Die Finanzstatistik hat in erster Linie die Aufgabe, 
einen Überblick über die öffentliche Wirtschaft, d. h. 
über Ausmaß und Zusamensetzung der öffentlichen 
Einnahmen und Ausgaben zu schaffen. Zur Lösung 
dieser Aufgabe gehört es auch, den Überweisungs- 
verkehr zwischen den Trägern öffentlicher Aufga- 
ben (unter Ausschaltung von Doppelzählungen) und 
die Wirkung der öffentlichen Haushalte auf die 
Wirtschaft sichtbar zu machen. 

Sie erstreckt sich auf den Bund, die Länder, die Ge- 
meinden und die Gemeinde verbände, außerdem auf 
die Sondervermögen des Bundes und die Vermögen 
der übrigen Selbstverwaltungskörperschaften (teil- 
weise — z. B. bei den Trägern der Sozialversiche- 
rung — unter ausschließlicher Benutzung der von 
diesen für eigene Zwecke erstellten Aufzeichnun- 
gen); sie erstreckt sich nicht auf Zweckverbände, 
Kirchen, karitative Einrichtungen u. dgl. 

Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände 
— und darüber hinaus alle Träger öffentlicher Auf- 
gaben — sind durch die Verteilung der Aufgaben 
pnd Zuständigkeiten einerseits sowie der Einnah- 
men andererseits zu einer inneren Einheit ver- 
knüpft. Die Finanzstatistik muß sich daher die voll- 
ständige Erfassung der finanzwirtschaftlichen Vor- 
gänge bei allen Gliedern der öffentlichen Hand in 
einem abgerundeten Bild zur Aufgabe setzen. Ein 
Urteil über die Zweckmäßigkeit finanzwirtschaft- 
licher Maßnahmen, beispielsweise des Bundes, läßt 
sich nicht gewinnen, ohne Stand und Entwicklung 
der Finanzen bei Ländern und Gemeinden mit zu 
überprüfen. Eine für Bundeszwecke zu erstellende 
Finanzstatistik muß sich daher aus Gründen, die im 
Wesen der Sache liegen, auf die Finanzvorgänge bei 
allen Gliedern der öffentlichen Hand erstrecken; 
gleiches gilt für eine Finanzstatistik für Länder- 
zwecke usf. 


Wie die Finanzstatistik sich auf alle Träger öffent- 
licher Aufgaben zu erstrecken hat, so muß sie auch 
alle finanzwirtschaftlich bedeutsamen Vorgänge bei 
den Trägern öffentlicher Aufgaben -erfaisisen. Daher 
kann sich die Finanzstatistik nicht auf die Erfassung 
der Einnahmen und Ausgaben beschränken, sondern 
muß auch das öffentliche Vermögen einbeziehen 
und dabei unterscheiden zwischen dem Finanzver- 
mögen einerseits, das die marktwirtschaftliche Lei- 
stungsfähigkeit seiner Träger erhöht, und dem Ver- 
waltungsvermögen andererseits, das zwar die volks- 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erhöht, aber vom 
Standpunkt der einzelnen öffentlichen Körperschaft 
in erster Linie eine Steigerung der Lasten bewirkt. 
Ebenso wie das öffentliche Vermögen müssen auch 
die öffentlichen Schulden einen Bestandteil der 
Finanzstatistik bilden. Die Entwicklung und Zusam- 
mensetzung des Personalbestandes öffentlicher 
Dienststellen bedarf ebenfalls der Beobachtung. 

Der als Rückgrat der Finanzstatistik unentbehrliche 
Grundsatz der möglichst lückenlosen Einbeziiehung 
aller Glieder der öffentlichen Hand in die Finanz- 
statistik macht es notwendig, den Erhebungsbereich 
auf die öffentlichen Unternehmen in privater Rechts- 
form sowie auf Eigenbetriebe auszudehnen, zumal 
die Umwandlung öffentlicher Unternehmen in Ge- 
sellschaften des privaten Rechts (Aktiengesellschaf- 
ten und Gesellschaften mbH) oder in selbständige 
Eigenbetriebe in neuerer Zeit einen großen Umfang 
angenommen hat. 

Eine wichtige Forderung, die man bei der gegen- 
wärtigen schnellen Entwicklung in der Wirtschaft 
und im sozialen Bereich an die Finanzstatistik rich- 
ten muß, ist die nach gegenwartsnahen Ergebnissen. 
Da die Haushaltsstatistiken erst nach Ablauf des 
Rechnungsjahres und nach Fertigung des Rechnungs- 
abschlusses aufgestellt werden — und somit erst 
spät vorliegen können — , müssen die monatlichen 
und vierteljährlichen Zwischenstatistiken stärker in 
den Vordergrund gerückt werden. Außerdem sieht 
der Gesetzentwurf zum Zwecke der Bereitstellung 
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zeitnaher statistischer Unterlagen die statistische Er- 
fassung der Haushaltsansätze vor. Diese Statistik 
begegnet vom Standpunkte der finanzwirtschaft- 
lichen Exaktheit wegen der Unterschiedlichkeit von 
Soll und Ist manchen Bedenken. Sie ist aber 
wichtig, um Einblicke in die finanzwirtschaft- 
lichen Planungen zu gewinnen und vorausschauend 
die aus dem öffentlichen Sektor zu erwartenden Ein- 
flüsse auf die Wirtschaftsentwicklung beurteilen zu 
können. Im privatwirtschaftlichen Bereich werden 
zur Ermittlung der für die zukünftige Wirtschafts- 
gestaltung wesentlichen Planungen in steigendem 
Umfange Testbefragungen durchgeführt. 

Die Finanzstatistik unterrichtet mithin über 

a) den Umfang der öffentlichen Finanzwirtschaft, 
indem sie die Einzeldaten der verschiedenen Trä- 
ger öffentlicher Aufgaben zusammenstellt und 
so ein „Gesamtbudget" für den öffentlichen Be- 
reich erarbeitet, 

b) die Bedeutung der öffentlichen Einnahmen und 
Ausgaben im Rahmen der Volkswirtschaft, in- 
dem sie das erforderliche Zahlenmaterial für die 
Darstellung des Bereiches „Staat" für die volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen bereitstellt, 

c) die Verteilung der Einnahmen einerseits sowie 
der Ausgaben und Lasten andererseits zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden (Gv.), indem sie 
neben den Ausgaben und Einnahmen der einzel- 
nen Körperschaften auch den Überweisungsver- 
kehr zwischen den Körperschaften und das Funk- 
tionieren des horizontalen und vertikalen Finanz- 
ausgleichs und seine Entwicklungsmöglichkeiten 
darstellt. 

Bei der stetig steigenden Bedeutung der öffentlichen 
Einnahmen und Ausgaben — der Anteil der Steuer- 
einnahmen betrug gemessen am Bruttosozialpro- 
dukt im Jahre 1958 rd. 23 v. H. — ist eine fortlau- 
fende und genaue Durchleuchtung der öffentlichen 
Finanzwirtschaft unentbehrlich. 

2. Überblick über die Entwicklung der Rechtsgrund- 
lagen 

Abgesehen von verschiedenen Einzelstatistiken, ins- 
besondere auf dem Gebiet der kommunalen Finanz- 
wirtschaft, und wertvollen Vorarbeiten des Deut- 
schen Städtetages, wurde reichseinheitlich erstmals 
eine Finanzstatistik mit dem Gesetz zur Änderung 
des Finanzausgleichs vom 10. August 1925 (Finanz- 
ausgleichsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 27. April 1926 — RGBl. I S. 203) an- 
geordnet. Ergänzungen sind durch die Verordnungen 
über Finanzstatistik vom 23. Juni 1928 (RGBl. I 
S. 205) und vom 28. Februar 1931 (RGBl. I S. 32) 
vorgenommen worden. 

Nach dem Kriege wurde die Wiederaufnahme einer 
einheitlichen Finanzstatistik zunächst durch Verein- 
barungen oder Anordnungen in den einzelnen Be- 
satzungszonen und dann durch das Gesetz über die 
Errichtung eines Statistischen Amtes des Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebietes vom 21. Januar 1948 
(WiGBl. S. 19) in Verbindung mit der Gemeinsamen 
Anordnung der Verwaltungen des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes zur Durchführung von Statistiken 


vom 1. Juni 1949 (öff. Anz. f. d. VWG Nr. 50 S. 1) 
sowie die Verordnung über die Erstreckung von 
Recht der Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes auf dem Gebiet der Statistik auf die Län- 
der der französischen Besatzungszone vom 31. März 
1950 (BGBl. S. 81) in die Wege geleitet. 

Teile der Finanzstatistik, z. B. die Personalstands- 
statistik, sind durch besondere Vereinbarungen mit 
den Ländern geregelt worden. 

Da die jetzigen Regelungen nicht den Erfordernis- 
sen des Abschnitts III des Gesetzes über die Stati- 
stik für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September 
1953 (BGBl. I S. 1314) entsprechen, muß nach § 16 
Abs. 1 StatGes eine neue Rechtsgrundlage geschaf- 
fen werden. Die im Gesetzentwurf vorgesehenen 
Änderungen gegenüber der bisherigen Regelung 
werden unter B. der Begründung erläutert. 

In methodischer und systematischer Hinsicht gelten 
für die Finanzstatistik weiterhin die zeitgemäß fort- 
entwickelten Grundsätze der Vorkriegsstatistik. Die 
Zuständigkeit in methodischen und systematischen 
Fragen braucht dieses Gesetz nicht zu regeln, da sie 
sich bereits aus dem Gesetz über die Statistik für 
Bundeszwecke ergibt. 


B. Begründung im einzelnen 

Zu § 2 

Dieser Paragraph legt den Umfang der Finanzstati- 
stik in seinen Grundzügen fest. Er unterscheidet 
6 Gruppen von Statistiken, deren Durchführung an- 
schließend in den §§ 3 bis 8 im einzelnen geregelt 
ist. Das finanzstatistische Gesetz bezieht sich auf 
statistische Erhebungen, die laufend benötigt wer- 
den. Es ist beabsichtigt, daneben je nach Bedarf 
Sonderstatistiken zur einmaligen Klärung bestimm- 
ter Tatbestände durch Rechtsverordnung nach § 6 
Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bundes- 
zwecke vom 3. September 1953 (BGBl. I S. 1314) an- 
zuordnen. Eine solche einmalige Sonderstatistik 
wird beispielsweise bei den Zweckverbänden für 
notwendig gehalten. 

Zu § 3 

Die Statistiken über Einnahmen und Ausgaben von 
Bund, Ländern und Gemeinden (Gv.) sind nach der 
Häufigkeit ihrer Durchführung in 2 Gruppen unter- 
schieden, und zwar 

a) in Jahresstatistiken und 

b) in kürzerfristig zu wiederholende Statistiken. 

Nr. 1 

Die Jahresstatistiken erfassen die Einnahmen und 
Ausgaben des Bundes, der Länder (einschließlich 
Berlin und Hansestädte) und der Gemeinden (Gv.). 
Durch die bereits laufende Rechnungsstatistik wer- 
den alle Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben entspre- 
chend den Haushaltsrechnungen der verschiedenen 
öffentlichen Körperschaften erhoben. Der Rahmen 
des Erhebungsschemas, d. h. die einheitliche syste- 
matische Gliederung der Einnahmen und Ausgaben 
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nach Verwaltungszweigen und nach Arten, ist durch 
den finanzstatistischen Kennziffernplan festgelegt. 
Dieser vom Statistischen Bundesamt in Zusammen- 
arbeit mit der Arbeitsgemeinschaft der Innenmini- 
sterien der Bundesländer, den Statistischen Landes- 
ämtern und den kommunalen Spitzenverbänden 
entwickelte Kennziffernplan ist für die kommuna- 
len Körperschaften in allen Bundesländern mit Wir- 
kung vom 1. April 1951 an verbindlich vorgeschrie- 
ben; er dient allgemein als Grundlage für ihre 
Haushaltsgliederung und -gruppierung. 

Die Kombination Gliederung/Gruppierung, das so- 
genannte „Schachbrettmuster" der Finanzstatistik, 
wird auch für die finanzstatistische Erfassung der 
Jahresrechnungen des Bundes und der Länder ver- 
wendet — mit gewissen Modifikationen, die sich 
aus der anderen Aufgabenstellung im staatlichen 
Bereich ergeben. Diese einheitliche Gestaltung der 
Erhebungsbogen auch für die staatlichen Einnahmen 
und Ausgaben — unabhängig von der länderweise 
unterschiedlichen Einteilung der Haushaltspläne 
nach Ressorts — ermöglicht die für finanzwirtschaft- 
liche Betrachtungen unentbehrliche Zusammenfas- 
sung der Zahlen aus dem staatlichen und kommu- 
nalen Bereich unter Ausschaltung von Doppelzäh- 
lungen. 

An der Erfassung der Einnahmen und Ausgaben für 
das betreffende Rechnungsjahr — also einschließ- 
lich der Auslaufperiode — soll festgehalten werden 
unter Inkaufnahme der dadurch bedingten relativ 
späten Fertigstellung der Finanzstatistik, deren 
Unterlagen von den öffentlichen Körperschaften erst 
nach Abschluß der Rechnung geliefert werden kön- 
nen. 

Aus Vereinfachungsgründen war zunächst daran 
gedacht, die jährliche Rechnungsstatistik auf die 
Haushalte des Bundes, der Länder, der Gemeinden 
mit 1000 und mehr Einwohnern und auf die Ge- 
meindeverbände zu beschränken. Die Länder und 
die kommunalen Spitzenverbände halten aber auch 
für diese Gemeinden eine jährliche Wiederholung 
der Statistik — wenn auch in eingeschränktem Um- 
fange — für erforderlich. 

Nr, 2 

Neben den rechnungsmäßigen Einnahmen und Aus- 
gaben sollen künftig im Rahmen kurzer Haushalts- 
querschnitte auch Haushaltsansätze finanzstatistisch 
erfaßt werden. Gegenwartsnahe Zahlen über die 
Zukunftserwartungen und die Vorhaben der öffent- 
lichen Körperschaften werden für Bundeszwecke zur 
Fundierung der von NATO und OEEC geforderten 
Vorausschätzungen, zur Konjunkturbeobachtung für 
konjunkturpolitische Maßnahmen und zur Vorberei- 
tung von Gesetzen immer unentbehrlicher, zumal 
der öffentlichen Finanzwirtschaft im Rahmen der 
Gesamtwirtschaft eine ständig steigende Bedeutung 
zukommt. Die Zweckmäßigkeit einer derartigen 
Querschnittsstatistik der Haushaltsansätze könnte 
mit dem Hinweis angezweifelt werden, daß die tat- 
sächlichen Einnahmen und Ausgaben oft stark von 
den Sollzahlen abweichen. Dem ist aber entgegen- 
zuhalten, daß 

a) auch nicht realisierte Vorhaben die Preise und 
den Konjunkturablauf beeinflussen; 


b) es in der Konjunkturpolitik und in den Haus- 
haltsberatungen (ebenso wie in der Kommunal- 
aufsicht) gerade darauf ankommt, an Hand zu- 
sammengefaßter Haushaltsquerschnitte die Ge- 
fahr übermäßiger Beanspruchung der Wirtschaft 
oder depressiver Auswirkungen infolge unange- 
brachter Zurückhaltung in der Auftragserteilung 
frühzeitig zu erkennen, um konjunkturgerechte 
Gegenmaßnahmen ergreifen zu können. 

Es ist beabsichtigt, die Haushaltsquerschnitte bei 
Bund und Ländern auf Grund statistischer Kennzif- 
fern zu erstellen, welche die Haushaltspläne durch 
— untereinander vergleichbare — „Funktionen- 
haushalte" ergänzen. 

Bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden ist für 
Bundeszwecke nur an die Zusammenfassung weni- 
ger Zahlensummen als Unterlage für die Erstellung 
des öffentlichen Gesamthaushalts gedacht. Diese 
Zahlen können den „Haushaltsquerschnitten" ent- 
nommen werden, die in den meisten Bundesländern 
als Anlage zum Haushaltsplan vorgeschrieben sind. 
Dabei bedeutet der Verzicht auf die Erfassung der 
Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern eine 
Beschränkung auf etwa 500 Erhebungseinheiten 
(von insgesamt rd. 24 200). 

Nr. 3 bis 5 

Die vierteljährlichen und monatlichen Statistiken 
dienen der schnellen Unterrichtung der Verwaltung, 
der kommunalen Spitzenverbände und der Öffent- 
lichkeit über die wichtigsten staatlichen und kom- 
munalen Einnahmen und Ausgaben. 

Die in der Vierteljahresstatistik der Gemeinde- 
finanzen enthaltene Erhebung über die vierteljähr- 
liche Schuldenbewegung der Gemeinden und der 
Gemeindeverbände ist aus Gründen der Systema- 
tik in § 6 Nr. 2 aufgeführt. 

Die Aufgliederung der zu erhebenden Tatbestände 
in den vierteljährlichen und monatlichen Statistiken 
muß auf die wechselnden Bedürfnisse je nach der 
Aktualität der im Vordergrund stehenden Fragen 
ausgerichtet werden. Die gegenseitige Abstimmung 
der Erhebungsrichtlinien ermöglicht — zumindest 
summarisch — eine Zusammenfassung der Viertel- 
jahresstatistiken und eine Vergleichbarkeit mit den 
Jahresstatistiken. 

Die monatlichen Berichte über die Kassenlage des 
Bundes und der Länder beschränken sich auf die Er- 
mittlung des Kassenbestandes und seiner Zusam- 
mensetzung, wie er sich in den Abschlußnachwei- 
sungen der Bundes- und Landeshaupt- (Zentral-) 
kassen, aus den kumulativen Mehr- oder Minder- 
ausgaben, dem Saldo der rechnungsmäßig nicht ver- 
buchten Zahlungen und den Kassenkrediten errech- 
net. 

Zu § 4 

Die Statistiken über das Steueraufkommen und 
über die Umlagen gliedern sich in monatliche, vier- 
teljährliche, halbjährliche und jährliche. Die Einnah- 
men des Bundes und der Länder aus Steuern und 
Zöllen umfassen nach der Vorschau auf das Rech- 
nungsjahr 1959 = 46 Mrd DM; sie werden in der 
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Gliederung nach Steuerarten monatlich erhoben. Die 
Einnahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände 
aus Steuern belaufen sich z. Z. auf etwa 7,5 Mrd DM 
jährlich, die Einnahmen aus Finanzzuweisungen 
(Doppelzählungen im Rahmen des öffentlichen Ge- 
samthaushalts) auf etwa 3 Mrd DM jährlich. Sie 
werden zusammen mit den Umlagen, die z. Z. etwa 
0,9 Mrd DM jährlich ausmachen (Doppelzählungen 
im Rahmen des öffentlichen Gesamthaushalts), vier- 
teljährlich ermittelt. Für Gemeinden mit weniger als 
1000 Einwohnern genügt eine halbjährliche Erfas- 
sung. Außerdem wird jährlich einmal — der bis- 
herigen Übung entsprechend — das Aufkommen 
aus Realsteuern zusammen mit Angaben über die 
Bemessungsgrundlagen und über die Hebesätze 
festgestellt. Die laufende Beobachtung 

der Entwicklung der Steuereinnahmen nach Arten 
im allgemeinen und der Anspannung der Realsteuern 
im besonderen 

ist zur Überprüfung der Lastenwirkung und der all- 
mählich sich vollziehenden Wandlungen des Steuer- 
systems unentbehrlich. 

Zu § 5 

Die neu einzuführende Vermögenstatistik soll im 
Rahmen der Finanzstatistik entsprechend deren Ge- 
samtzielsetzung der Ordnung der finanzwirtschaft- 
lichen Vorgänge, der Verbesserung der Kontroll- 
möglichkeiten und der Verbreiterung der Publizität 
dienen. Der Ausbau dieser Funktionen ist wesent- 
lich, da sie im öffentlichen Bereich großenteils die 
Wirkungen ersetzen müssen, die im privaten Be- 
reich das Gewinnstreben auslöst. Die Beobachtung 
des Vermögensbestandes und der Vermögensver- 
änderungen bildet den erstrebenswerten und orga- 
nischen Abschluß jeder Buchführung und auch der 
Rechnungslegung der öffentlichen Finanzverwaltun- 
gen, die verpflichtet sind, ihre Vermögenssubstanz 
zu erhalten. Das öffentliche Vermögen stellt einen 
nicht unbedeutenden Teil des Volksvermögens dar. 
Die aus der Vermögensteuerstatistik und der Ein- 
heitswertstatistik vorliegenden Angaben über den 
Stand und die Veränderung des privaten Vermö- 
gens bedürfen der Ergänzung durch eine Statistik 
des Vermögens der öffentlichen Hand. Da viele Ge- 
bietskörperschaften schon Nachweise über ihr Ver- 
mögen aufstellen (so der Bund, einige Länder und 
zahlreiche Gemeinden), werden einheitliche Metho- 
den und Maßstäbe aufzustellen sein, mit deren 
Hilfe ein Vermögensvergleich zwischen den Ge- 
bietskörperschaften möglich ist. 

Absatz 1 

Eine Statistik des Vermögens der öffentlichen Hand 
muß den Stand des Vermögens und die Vermögens- 
veränderungen erfassen. Da sich der Vermögens- 
stand, wenn er einmal ermittelt ist, anhand der Ver- 
mögenszugänge und Vermögensabgänge fortschrei- 
ben läßt, ist es nicht erforderlich, die Bestände jähr- 
lich zu erheben. Es genügt, wenn die Fortschreibungs- 
ergebnisse in jedem fünften Jahre durch eine Be- 
standserhebung kontrolliert werden. Durch diese 
Handhabung wird die Verwaltung — im Vergleich 
zum sonst unvermeidlichen Arbeitsaufwand — 
wesentlich entlastet. 


Die Vermögenszugänge und Vermögensabgänge 
müssen jährlich ermittelt werden. Die Unterlagen 
über die Vermögensveränderungen lassen sich ohne 
besondere zusätzliche Arbeitsbelastung in Zusam- 
menhang mit der Rechnungsstatistik nach § 3 Nr. 1 
gewinnen. Sofern die Vermögenszu- und -abgänge 
nur in der Vermögensrechnung erscheinen (die Zahl 
solcher Vorgänge ist verhältnismäßig gering), wer- 
den sie besonders festzuhalten und in einer Sonder- 
übersicht jährlich nachzuweisen sein. 

Die Vermögenstatistik sollte sich auf das gesamte 
öffentliche Vermögen erstrecken. Dabei wird nach 
dem Verwendungszweck zu unterscheiden sein zwi- 
schen dem Verwaltungsvermögen im engeren Sinne 
(Verwaltungsgebäude, Schulen u. dgl.), den Sachen 
im Gemeingebrauch (z. B. Straßen, Wege, Plätze, 
Kanäle) und den Anstalten und den Einrichtungen 
sowie dem Finanzvermögen (wirtschaftliche Unter- 
nehmen, Beteiligungen, Allgemeines Kapital- und 
Sachvermögen) und den Sondervermögen (z. B. Bun- 
desbahn, Bundespost, Stiftungsvermögen, Treuhand- 
vermögen) . 

Feststellungen haben ergeben, daß bei Bund, Län- 
dern und Gemeinden (Gv.) Aufzeichnungen über den 
Vermögensbestand in Form von Vermögensver- 
zeichnissen, Vermögenskarteien usw. vorhanden 
sind. Für die Zwecke der Vermögenstatistik müssen 
diese Vermögensverzeichnisse nach einheitlichen 
Gesichtspunkten auf gestellt werden. 

Das öffentliche Vermögen erhöht — abweichend 
vom privatwirtschaftlichen Vermögen — nur zu 
einem verhältnismäßig geringen Teil die markt- und 
finanzwirtschaftliche Leistungskraft des Trägers (wie 
z. B. die wirtschaftlichen Unternehmen, die Kapital- 
beteiligungen, das nicht für Verwaltungszwecke be- 
nutzte Grundvermögen usf.). Der überwiegende Teil 
des öffentlichen Vermögens erhöht zwar die Lei- 
stungsfähigkeit des Gemeinwesens und der Volks- 
wirtschaft, verursacht aber, betriebswirtschaftlich 
oder kameralistisch betrachtet, dem Vermögens- 
träger nur zusätzliche Belastungen (insbesondere 
das Verwaltungsvermögen mit den Sachen im Ge- 
meingebrauch). 

Absatz 2 

Bevor die Statistik des öffentlichen Vermögens 
durchgeführt werden kann, müssen noch zahlreiche 
Fragen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ge- 
klärt werden, um einheitliche Ausgangspunkte für 
die Durchführung der Statistik zu gewinnen. Das gilt 
insbesondere für die einheitliche Gestaltung der Ver- 
mögensverzeichnisse und für die einheitliche Fest- 
legung der Bewertungsgrundsätze sowie für die ein- 
heitliche Festlegung der Termine, zu denen die Ver- 
mögenstatistik für die einzelnen Vermögensgattun- 
gen entweder für Bund, Länder und Gemeinden 
gemeinsam oder auch nur für jene Gebietskörper- 
schaften, die dazu bereits in der Lage sind, eingeführt 
werden kann. 

Da diese Entscheidungen nur gemeinsam vorbereitet 
werden können, ist im Gesetz zunächst nur der 
Grundsatz der Einführung einer Vermögenstatistik 
verankert worden, um auf diese Weise eine Basis 
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zur systematischen Durchführung der noch erfor- 
derlichen Vorarbeiten zu schaffen. Der Umfang der 
Vermögenstatistik und der Zeitpunkt ihres Beginns 
sollen zugleich mit den Vorschriften zur einheitlichen 
Bewertung des statistisch erfaßten Vermögens durch 
eine Rechtsverordnung bestimmt werden, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

Zu § 6 

Nr. 1 bis 2 

Bei der Erfassung der Schulden des Bundes, der 
Länder und. der Gemeinden (Gv.) sind, ebenso wie 
bei jener der Einnahmen und Ausgaben, Jahres- 
statistiken und Vierteljahresübersichten zu unter- 
scheiden. Die jährliche Schuldenstatistik als „Struk- 
turuntersuchung" erfaßt den Stand der Schulden und 
ihre Gliederung insbesondere nach Laufzeiten, Fäl- 
ligkeiten, Zinsbedingungen und Arten der Verwen- 
dung. Da die Ergebnisse der Jahresstatistik verhält- 
nismäßig spät vorliegen, ist zur Ergänzung der 
kurzfristigen Statistik über die Ausgaben (vgl. § 3 
Nr. 3 und 4) auch eine kurzfristige Statistik über die 
Gesamtentwicklung der Verschuldung im Zusam- 
menhang mit der Kassenlage notwendig. Sie liefert 
Unterlagen zu der Frage, inwieweit öffentliche 
Mittel oder Kreditmarktmittel zur Finanzierung der 
Investitionen verwendet worden sind. Die Statistik 
beschränkt sich auf den Bund, die Länder, die Ge- 
meinden mit 10 000 und mehr Einwohnern und die 
Gemeindeverbände und ist deshalb wenig kost- 
spielig. Die vierteljährlichen Übersichten über die 
Verschuldung der kommunalen Gebietskörperschaf- 
ten sind aus erhebungstechnischen Gründen mit der 
Übersicht über die Einnahmen und Ausgaben ge- 
koppelt 

Zu § 7 

Die Statistiken über den Personalstand sollen aus 
Vereinfachungsgründen in jedem zweiten und drit- 
ten Jahr in Form von Kurzerhebungen durchgeführt 
werden. Da unter den öffentlichen Ausgaben der 
Personalaufwand eine wichtige Rolle spielt, ist ein 
Überblick über die Entstehung und Zusammen- 
setzung dieses Ausgabepostens z. B. für Zwecke der 
Ortsklasseneinteilung und zur Beurteilung von Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Besoldungsrechts und 
der Rechtsverhältnisse der öffentlichen Bediensteten 
unerläßlich.. 

Zu § 8 

In der Jahresrechnungsstatistik sind bis jetzt An- 
gaben über die wirtschaftlichen Unternehmen nur 
insoweit erfragt worden, als sie aus den Haushalts- 
rechnungen entnommen werden konnten. Für den 
großen Komplex der Eigenbetriebe, d. h. der wirt- 
schaftlichen Unternehmen, die nach den Vorschriften 
der Eigenbetriebsverordnung vom 21. November 
1938 geführt werden, und für die in rechtlich selb- 
ständiger Form geführten Unternehmen liegen nur 
Angaben vor über die Ablieferungen an den staat- 
lichen oder kommunalen Haushalt oder umgekehrt 
über die Zuschüsse, die an solche Betriebe gegeben 
wurden. Diese „Netfozahlen" sagen über das Finanz- 


volumen der wirtschaftlichen Unternehmen und .über 
deren Finanzwirtschaft im einzelnen nichts aus. 
Fundierte finanzstatistische Zahlen für diesen Teil 
der öffentlichen Wirtschaft sind aber für volkswirt- 
schaftliche Gesamtrechnungen und gesamtwirtschaft- 
liche Vorausschätzungen, wie sie u. a. für die OEEC 
zu erstellen sind, unentbehrlich. 

Unbeschadet des Rechts der Eigenbetriebe, aus 
Gründen der Arbeitsersparnis die nach der Eigen- 
betriebsverordnung ohnehin zu fertigenden Aufstel- 
lungen einzureichen, soll sich die statistische Erfas- 
sung dabei im allgemeinen auf diejenigen Angaben 
beschränken, welche auf Grund aktienrechtlicher 
Vorschriften oder darüber hinaus freiwillig von 
rechtlich selbständigen Unternehmen des betreffen- 
den Wirtschaftszweiges geliefert werden. Wesentlich 
ist hierbei die Möglichkeit einer Zusammenfassung 
mit den Ergebnissen der Bilanzstatistik der Aktien- 
gesellschaften, soweit diese Statistik „Eigengesell- 
schaften" erfaßt, d. h. ln privater Rechtsform betrie- 
bene Unternehmen, die ganz in der Hand einer 
Gebietskörperschaft sind, oder Gesellschaften, an 
denen Gebietskörperschaften unmittelbar oder mit- 
telbar (d. h. durch ihre Unternehmen in privatrecht- 
licher Form) mit mehr als der Hälfte des Nenn- 
kapitals oder des Stimmrechts beteiligt sind. 

Im Gegensatz zu anderen Teilen der Finanzstatistik, 
bei denen auch Einzelergebniisse z. B. für eine Ge- 
meinde oder für einen Kreis veröffentlicht werden, 
muß sich die Finanzstatistik der wirtschaftlichen 
Unternehmen darauf beschränken, gewisse Gruppen 
zusammenzufassen, so daß Einzelergebnisse für 
einen Betrieb aus den Veröffentlichungen dieser 
Statistik nicht entnommen werden können. 

Die Gemeindeordnung von Nordrhein-Westfalen 
sieht vor, daß auch kommunale Einrichtungen, die 
keine wirtschaftlichen Unternehmen sind, nach den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung geführt 
werden können (z. B. Krankenhäuser, Schlachthöfe 
u. dgl.). Ähnliche Gedanken mögen auch den Ver- 
fassern der Gemeindeordnungen für Schleswig- 
Holstein (§ 82 Abs. 2) und Hessen (§ 98 Abs, 2) vor- 
geschwebt haben. Diese sehen vor, daß öffentliche 
Einrichtungen entsprechend den Vorschriften über 
die Eigenbetriebe geführt werden können. Zahlen- 
mäßig spielen diese in die Eigenbetriebsform über- 
führten kommunalen Einrichtungen zwar noch keine 
bedeutende Rolle; da aber die weitere Entwicklung 
noch nicht abzusehen ist, mußte im Gesetz die Mög- 
lichkeit berücksichtigt werden, auch diese Einrich- 
tungen, die an sich Teile der Gebietskörperschaften 
sind, aber in deren Rechnung — ebenso wie die 
wirtschaftlichen Unternehmen — nur mit saldierten 
Abschlußzahlen erscheinen, in die finanzstatistische 
Erhebung einzubeziehen. 

Zu § 9 

Enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 10 

Enthält die nach Artikel 82 Abs. 2 Satz 1 GG erfor- 
derliche Bestimmung über das Inkrafttreten des 
Gesetzes. 
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C. Kosten der Statistik 

Die in diesem Gesetz geregelten Statistiken gehören 
mit Ausnahme der Statistik zu § 3 Nr. 2 (Statistik 
der Haushaltsquerschnitte) und der Statistik zu § 5 
(Vermögenstatistik) zum laufenden Arbeitspro- 
gramm und werden seit längerem vom Statistischen 
Bundesamt und den Statistischen Landesämtern 
durchgeführt. Die Mittel dafür sind in den Haus- 
halten von Bund und Ländern bereits veranschlagt, 
zusätzliche Ausgaben entstehen mithin insoweit 
nicht. Die Statistik der Haushaltsquerschnitte (§ 3 
Nr. 2) ist wenig umfangreich, weil Gemeinden mit 
weniger als 10 000 Einwohnern nicht erfaßt und die 
Erhebungsmerkmale auf die wichtigsten Tatbestände 
beschränkt werden. Bei der Statistik über die rech- 
nungsmäßigen Einnahmen und Ausgaben (§ 3 Nr. 1) 
soll für Gemeinden mit weniger als 1000 Einwoh- 
nern künftighin ein vereinfachtes Erhebungs- und 
Aufbereitungsverfahren Anwendung finden. Die 
Kosten für die Durchführung dieser Statistik ver- 
ringern sich infolgedessen. Die so eingesparten 
Mittel übersteigen die Kosten für die neu einge- 
führte Statistik zu § 3 Nr. 2. Zusätzliche Haushalts- 
mittel werden somit für die Statistik der Haushalts- 
querschnitte nicht benötigt. 

Die Vermögenstatistik wird erst zu einem späteren 
Zeitpunkt eingeführt werden. Da ihr Umfang noch 


nicht feststeht, ist eine Berechnung der mit dieser 
Statistik verbundenen zusätzlichen Kosten nur über- 
schläglich möglich. Es kann mit folgenden zusätz- 
lichen Kosten gerechnet werden: 



persön- 

liche 

Kosten 

DM 

sächliche 

Kosten 

DM 

Kosten 

zusam- 

men 

DM 

1. Jährliche Erhebungen 



über die Vermögens ver 




änderungen 




Kosten des Bundes . . 

. 24 000 

16 000 

40 000 

Kosten der Länder . . 

. 8 000 

6 000 

14 000 

Jährliche Belastung . . 

. 32 000 

22 000 

54 000 

2, Erhebungen über den 



Vermögensbestand im Ab 




stand von 5 Jahren 




Kosten des Bundes . . 

. 55 000 

27 000 

82 000 

Kosten der Länder . . 

. 18 000 

10 000 

28 000 


Zusätzliche Belastung in 

jedem fünften Jahr . . . 73 000 37 000 110 000 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


I. 

1. Die einleitenden Worte sind wie folgt zu fas- 
sen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Gesetz greift seinem Gegenstand nach so 
stark in die finanztechnischen Einzelheiten der 
Verwaltungsführung der Länder ein, daß es 
nach Artikel 84 Abs. 1 GG gerechtfertigt er- 
scheint, es als zustimmungsbedürftig anzusehen. 
Auf jeden Fall macht die Einfügung des in dem 
früheren Gesetzentwurf als § 7 enthaltenen 
neuen § 8a die Zustimmung des Bundesrates 
nach Artikel 84 Abs. 1 GG erforderlich. 

2. Zu § 3 

In § 3 Nr. 4 ist das Wort „vierteljährlich" durch 
das Wort „jährlich" zu ersetzen. 

Begründung 

Eine jährliche Erfassung der Ausgaben der Ge- 
meinden mit 10 000 und mehr Einwohnern und 
der Gemeindeverbände für Gehälter, Vergütun- 
gen, Löhne und für Investitionen wird für aus- 
reichend gehalten. 

3. Zu § 4 

a) In § 4 Nr. 2 Buchstabe a ist das Wort „vier- 
teljährlich" durch das Wort „halbjährlich" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Dem Zweck der Statistik wird mit einer halb- 
jährlichen Erhebung voll Genüge geleistet, 

b) In § 4 Nr. 2 Buchstabe b ist das Wort „zwei- 
mal" zu streichen. 

> Begründung 

Die Steuereinnahmen werden für die Ab- 
wicklung des Länderfinanzausgleichs auf den 
31. Dezember bzw. jeweils auf Rechnungs- 
abschluß erhoben. Es erscheint daher sinn- 
voll, die statistischen Erhebungen mit den 
ohnehin notwendigen Erhebungen zeitlich 
aufeinander abzustimmen. 

4. Zu § 5 

§ 5 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 5 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates Gegenstand, Umfang und Art der Ver- 


mögenstatistik, den Zeitpunkt des Beginns und 
der Wiederholungen zu bestimmen sowie Vor- 
schriften zur einheitlichen Bewertung des stati- 
stisch zu erfassenden Vermögens zu erlassen." 

Begründung 

Es ist noch nicht ausreichend geklärt, wie eine 
Vermögenstatistik überhaupt durchführbar ist, 
ob und in welchem Umfang sie zweckmäßig und 
nötig ist. Diese Fragen sind Gegenstand von 
Beratungen eines Arbeitskreises beim Statisti- 
schen Bundesamt, dem Vertreter der Länder- 
finanz- und -innenministerium angehören. Der 
Entwurf der Bundesregierung würde dem Ergeb- 
nis dieser Arbeiten vorgreifen. Das Gesetz sollte 
sich deshalb darauf beschränken, eine Vermö- 
genstatistik als Programm aufzustellen. Einzel- 
heiten müssen einer Rechtsverordnung überlas- 
sen bleiben, und zwar sowohl für Gegenstand 
(Art des zu erfassenden Vermögens), Umfang 
(Größenangaben, Wertangaben, Angaben über 
Verwendung), Art (Stichtag, Fortschreibungen), 
Beginn und Wiederholungen. 

5. Zu § 6 

a) § 6 Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. den Stand der Schulden des Bundes und 
der Länder nach Arten, der Gemeinden 
und der Gemeindeverbände nach Arten 
und Bedingungen sowie die Bürgschaften 
am 31. März jeden Jahres;" 

Begründung 

Die Erfassung des Schuldenstandes des Bun- 
des und der Länder nach Bedingungen würde 
eine sehr erhebliche Verwaltungsarbeit er- 
fordern, auf die verzichtet werden sollte. 
Gemeinden und Gerne indeverbande hingegen 
können diese Angaben ohne besondere 
Schwierigkeiten zur Verfügung stellen. 

b) § 6 Nr. 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die vierteljährliche Erfassung der Schulden 
des Bundes, der Länder, der Gemeinden mit 
10 000 und mehr Einwohnern und der Ge- 
meindeverbände wird für entbehrlich gehal- 
ten. 

6. Zu § 8a (neu) 

Nach § 8 ist ein neuer § 8a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

rr§ 8a 

Die Landesregierungen oder die von ihnen 
bestimmten Stellen leiten die Länderergebnisse 
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aus den Erhebungen: zu § 3 Nr. 1 und 4, § 4 
Nr. 2 und 3, §§ 6, 7 und 8 dem Statistischen 
Bundesamt, 

aus den Erhebungen zu § 3 Nr. 2, 3 und 5 und 
§ 4 Nr. 1 dem Bundesminister der Finanzen oder 
der von ihm bestimmten Bundesbehörde 

zu." 

Begründung 

Bei den Landesergebnisesn der Finanzstatistik 
sind diejenigen für die staatliche Verwaltung 
der Länder von denen für die kommunalen Ge- 
bietskörperschaften der Länder zu unterschei- 
den. Unter Ergebnissen der Finanzstatistik für 
die Gemeinden und Gemeindeverbände sind 
in der Regel für jedes Land die Konzentrations- 
tabellen für einzelne Gemeindegrößenklassen 
bzw. für die verschiedenen Formen kommunaler 
Gebietskörperschaften zu verstehen, darüber 
hinaus im Bedarfsfälle auch Einzel er gebnisse 
für bestimmte Stadt- oder Landkreise (z. B. bei 
Untersuchungen über die Realsteuerkraft in be- 
stimmten Grenzkreisen). Zu den Landesergeb- 
nissen gehören weiterhin Begleitberichte, in de- 
nen für die kommunalen Gebietskörperschaften 


die wichtigsten Daten aus den Einzelberichten 
der Gemeinden und Gemeindeverbände zusam- 
mengefaßt sind. Für einzelne finanzstatistische 
Erhebungen ist festzulegen, daß die Ergebnisse 
unmittelbar dem Bundesministerium der Finan- 
zen zuzuleiten sind. Die Möglichkeit, eine an- 
dere vom Bundesministerium der Finanzen zu 
bestimmende Behörde (das Statistische Bundes- 
amt) einzuschalten, ist vorzusehen, um bei Be- 
darf evtl, notwendig werdende Koppelungen 
von Länder- und Gemeindefinanzstatistiken ohne 
Abänderung der gesetzlichen Bestimmungen 
vornehmen zu können. Die vorgeschlagene Be- 
stimmung für die Durchführung des Gesetzes 
entspricht im wesentlichen der in § 7 des frühe- 
ren Gesetzentwurfs enthaltenen Regelung (vgl. 
BT-Drucksache 3518 der 2. Wahlperiode An- 
lage 1). 

11 . 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens eine der For- 
derung des Deutschen Bundestages vom 4. Juli 1958 
entsprechende Aufschlüsselung der Kosten zu ge- 
ben, die bei der Durchführung der in dem Gesetz 
vorgesehenen Statistiken entstehen werden. 
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Anlage 3 

Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen und zu der Entschließung 

des Bundesrates 

Zu I. Entwicklung der S teuer eininahmen, ifür volkis wirt- 

schaftliche Cesiamtrechnungen und für die kurz- 


Zu 1. 

Der Regiienmgisientwuirf enthält keine Vorschriften 
zur Regelung des Verwaltungsverfahrens, isiondern 
ausschliießlich Vorschriften materiell-rechtlicher Art, 
djie die Zustimmungsibedürftigkeit des Gesetzes nicht 
begrüntden. 

Falls der Bundestag jedoch entsprechend dem Vor- 
schläge des Bundesrates die Eiinfügung eines neuen 
§ 8a in das Gesetz beschließt (vgl. 6.) würde dadurch 
die Zußitimmungsbedürftigkeit des Gesetzes nach Ar- 
tikel 84 Abs. 1 GG herbeigeführt werden. 

Zu 2. ^ 

Die Bundesregiieirung muß dem Änderungsvorschlag 
widersprechen. Die vierteljährliche Erfassung insbe- 
sondere der Investitionsausgabein der Gemeinden 
mit mehr als 10 000 Einwohnern und der Gemeinde- 
verbände ist für die kurzfristige Beurteilung des 
Wirtschaftsablaufes nicht zu entbehren. Diese hin- 
w;i(ederum list notwendiige Voraussetzung einer zeit- 
nahen Finanzpolitik. Die durch § 3 Nr. 4 vorgesehe- 
nen istatistischen Ermittlungen sollen (in Verbindung 
mit den kurzfristigen Statiistiken über die Einniah- 
men (§ 4 Nr. 2) und über die Schulden (§ 6 Nr. 2) 
ein aktuelles und zutreffendes Bild von dem Einfluß 
der kommunalen Haushalte auf den Konjunkturver- 
lauf liefern. Bei der Verausgabung der öffentlichen 
Investitionsmittel spielen die Gemeinden eine eirheb- 
lich größere Rolle als es dhrem Anteil lan der gesam- 
ten Finanzimasise entspricht. Wegen der Bedeutung 
der Öffentlichen Investitionen für die gesamte volks- 
wirtschaftliche Investitionstätigkeit und diamit für 
den Konjunkturverlauf läßt es sich nicht verantwor- 
ten, über die Entwicklung der kommunalen Sach- 
investitionen, die in den letzten Jahren höher wa- 
ren als die der Länder oder auch die des Bundes, nur 
noch einmal jährlich unterrichtet zu werden. Es kann 
jedoch erwogen werden, die Statistik zu § 3 Nr. 4 
auf die Erfassung der Investitionsausgaben zu be- 
schränken, weil die Ausgaben für Gehälter, Vergü- 
tungen und Löhne verhältnismäßig starr sind und 
sich daher auf Grund der Jahresergebniisise fort- 
schätzen lassen. 

Zu 3.a) 

Dem Änderungsvorschlag zu § 4 Nr. 2 Buchstabe a 
kann die Bundesregierung nicht zusitimmen. Angaben 
über die viertel jährlichen Steuereinnahmen der Ge- 
meinden mit 1000 und mehr Einwohnern und der 
Gemeinde verbände smd für Schätzungen über die 


fristige Konjunkturbeobachtung erforderlich. Sie 
werden weiter in Erfüllung de® § 5 Abs. 2, 3 und 5 
des Gesetzes über den Finanzausgleich unter den 
Ländern vom 5. März 1959 (BGBl. I S. 73) benöitigt. 
Nach diesen Vorschriften hat das Statistiische Bundes- 
amt aus dem Aufkommen an Realsteuem in dem 
Rechnungsjiahr, das dem Ausgleichs jiahr vorausgeht, 
die Realsteuerkraft festzuistellenj und die Realsteuer- 
einnahmen für das Kalenderjahr, das in dem Aus- 
glei'chsijahr endet, zu 'ermitteln. Schließlich werden 
für den Finanzausgleich zwischen den Ländern und 
den Gemeiinden zeitnahe Ergebnisse über die kom- 
munalen Steuereiinnahmen benötigt. 

Zu 3.b) 

Auch dem Änderungsvorischlag zu § 4 Nr. 2 Buch- 
stabe b kann die Bundesregierung nicht zustimmen, 
well für die Gemeinden mit weniger als 1000 Eiin- 
wohnern die Steuereinnahmen mindestens zweimal 
im Jahr erfaßt werden müssen, um die Berechnungen 
über den Finanzausgleich vollständig vornehmen zu 
können. 

Zu 4. 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor- 
schlag zu. 

Zu 5.a) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor- 
schlag zu. 

Zu 5.b) 

Die Bundesregiierung muß dem Änderungsvorischlag 
Wiidersprechen. Der Vorschlag berücksichtigt nicht, 
daß die vierteljährlichen Erhebungen über die Schul- 
den des Bundes, der Länder, der Gemeinden (mit 
10 000 und mehr Einwohnern und der Gemieiinde- 
verbände getrennt von der jährlichen Ges'amterhe- 
bung über die Schulden (vgl. § 6 Nr. 1) durchgeführt 
werden. Da die Ergeibnitsise der Jahresisitatiistik über 
die Schulden verhältnismäßig spät vorliegen, ist zur 
Ergänzung der kurzfristigen Statistik über die Aus- 
gaben und die Einnahmen auch eine kurzfristige 
Statistik über die Gesiamtentwicklung der Verschul- 
dung erforderlich. Im übrigen läuft die kurzfristige 
Schuldenstatiistik schon seit Jahren und verursacbt, 
wie auch die kurzfristigen Statistiken über die Aus^ 
gaben und die Einnahmen, nur sehr geringe Kosten. 
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Zu 6. 

Die Bunndesiregiierung hält Verfedirenisvorschriften 
über die Weiterleitung der Länderergebniißise m die- 
sem Gesetz nicht für notwendig. § 2 des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke vom 3. Septem- 
ber 1953 (BGBl. I S. 1314) setzt als selbstverständ- 
lich voraus, daß bei Bundeßistatistriiken ^e Ergebnisse 
an das Statistische , Bundesamt weiterzuleiten sind. 
Nach § 9 Abs. 2 des Statistischen Gesetzes kann die 
Bundesregierung lin ibeisonderen Fällen einen Bun- 
desminister oder die von ihm zu bestimmende Stelle 
ermächtigen, für ibestdimmte BundesstatiisÄen, auch 
wenn sie keine Geschäftsstatistiken sind, die Auf- 
gaben des Statistischen Bundesamtes wahrzuneh- 
men. Neben diesen Vorsdiriften der §§ 2 und 9 
Abs. 2 StatGes hat der vorgeschlagene § 8a keiner- 
lei praktische Bedeutung und list deshalb Überfluß^ 
sig. 

Die Bundesiregiierung widerspricht aber der Einfü- 
gung des vorgeschlagenen § 8a nicht ausdrücklich, 
weil die grundsätzliche Regelung im StatGes die 
Aufnahme dieser Verfahrenvorschriften in das vor- 
lii egende Spezialgesetz jedenfalls nicht verbietet. 

Zu II. 

Es handelt sich bei dem vorliegenden Gesetz gro- 
ßenteils um die Legalisierung von Statistiken, die 


bereits seit langer Zeit laufen. Die Mittel für ihre 
Durchführung sind in den -Haushaltsplänen des Bun- 
des und der Länder veranschlagt. Der allgemeinen 
Übung entsprechend sind zunächst nur diejenigen 
Kosten langegeben, die zusätzlich entstehen und eine 
neue Belastung für die Haushialte des Bundes und 
der Länder darstellen. In Verfolg dieser Übung hat 
der Bundesrat beispiielsweise nicht beanstandet, daß 
iim Entwurf eines Gesetzes über die Durchführung 
laufender Statistiken im Handel sowie über die 
Statistik des Fremdenverkehrs in Beherbergungs- 
stätten — Drucksache 1232 — Kosten nicht angege- 
ben worden isind. Unbesdi-adet dieses Sachverhaltes 
werden nachstehend aber auch die Kosten für die- 
jenigen Statistiken mitgeteilt, die bereits zum lau- 
fenden Arbeitsprogriaimm gehören und seit läaigerem 
vom Statistischen Bundesamt und den Statistischen 
Landesämtem durchgeführt werd^en: 


Gebietskörperschaft 

Die jährlichen K 

insgesamt 

in 1 

losten betragen: 

darunter 

persönliche 

DM 

Bund 

Länder 

Bund und Länder 

679 000 

2 010 000 

2 680 000 

560 000 

1 760 000 

2 320 000 
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